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» Reform der SV –
Skepsis berechtigt? »
Mit der Reform der Sozialversicherung scheint es ernst zu werden. Geht es nach dem 
Regierungsprogramm, soll bis November 2018 das Parlament die notwendigen Be-
schlüsse fassen und im ersten Quartal 2019 sollen die neuen Gesetze in Kraft treten.

Die Zusammenlegung der derzeit 21 Sozialversicherungsanstalten auf maximal 
fünf Sozialversicherungsträger ist wesentlicher Bestandteil der Reformvorhaben 
der Regierung. Aus neun Gebietskrankenkassen wird eine Österreichische Ge-
sundheitskasse (ÖGK). Die Versicherung der Gewerblichen Wirtschaft fusioniert 
mit jener der Bauern zur Sozialversicherung für Selbständige (SVS) und Beamte 
werden mit den Versicherten der Sparten Schienen- und Bergbau in der „Versiche-
rungsanstalt für den öffentlichen Dienst“ versichert sein. Die Pensionsversiche-
rungsanstalt für Arbeiter und Angestellte bleibt österreichweit bestehen. Ob die 
Allgemeine Unfallversicherung (AUVA) bleibt, hängt von vorgesehenen Sparzielen 
ab. Von dieser Strukturveränderung verspricht sich die Regierung bis zum Jahr 
2023 eine Einsparung von einer Milliarde Euro.

Wenngleich die Skepsis am angekündigten Einsparungsvolumen vielleicht zurecht 
besteht, lässt sich sachlich schwer nachvollziehen, warum es in Österreich je Bun-
desland einer Gebietskrankenkasse bedarf oder warum zum Beispiel Dienstnehmer 
der Austria Tabak, der Voestalpine oder der Wiener Verkehrsbetriebe nicht in ein 
bestehendes Kassensystem eingebunden sind. Sachlich jedenfalls nicht recht-
fertigbar ist der aktuelle Umstand, dass bei gleicher Beitragsleistung Versicherte 
leistungsrechtlich unterschiedlich behandelt werden.

Österreich ist im Sozialversicherungsrecht reif für eine tiefgreifende Reform. Die 
Kooperationsbereitschaft für Reformen und Effizienzsteigerungen dürfen wir 
Versicherte von den Verantwortlichen einfordern. Nur durch ein konstruktives Mit-
einander kann eine bessere Zukunft geschaffen werden.
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Über die Meldepflichten nach dem “Wirt-
schaftliche Eigentümer Registergesetz 
(WiEReG) haben wir Sie bereits im ECA 
Monat März 2018 informiert. 

Da die korrekte Ermittlung der tatsäch-
lichen wirtschaftlichen Eigentümer in 
komplexen Fällen nach wie vor Zweifels-
fragen auslöst und es zudem zu massiven  
technischen Problemen des beim Finanz-
ministerium geführten Systems gekom-

Die Frage rund um die abgabenrechtliche 
Behandlung der Privatnutzung eines Fir-
menfahrzeugs durch einen wesentlich 
beteiligten Gesellschafter-Geschäftsfüh-
rer führt immer wieder zu unterschied-
lichen Bewertungen.

Während die Rechtsprechung den Privat- 
anteil (die der Gesellschaft aufgrund der 
Privatfahrten angefallenen Kosten) als 
einzig richtige Bemessungsgrundlage 
regelmäßig feststellt, vertritt die Finanz-
verwaltung die Ansicht, dass entweder 
der Sachbezug laut Sachbezugswerte-
verordnung, oder – falls dieser nicht 
angewendet wird – die gesamten PKW-
Kosten (betriebliche und nicht betrieb-
liche) als Bemessungsgrundlage heran-
zuziehen sind. 

Gemäß Einkommensteuerrichtlinien 
können Tagesmütter, die einen Lehrgang 
nach den für die Ausbildung von Tages-
mütter bestehenden landesgesetzlichen 
Vorschriften absolviert haben, von den 
daraus erzielten Einnahmen pauschale 
Betriebsausgaben in Höhe von 70 % die-
ser Einnahmen, maximal EUR 650,00 pro 
Monat steuerlich geltend machen.

Dementsprechend wollte ein Pensionist, 
der für die Betreuung seines Enkelkindes 
im Rahmen einer selbständigen Tätigkeit 
Einnahmen erzielte, diese pauschalen 
Betriebsausgaben geltend machen.

Bis zu seiner Pensionierung unterrichte-
te er an einer AHS und hatte daher eine 
akademische Ausbildung als Pädagoge. 
Weiters absolvierte er einen Kurs „Groß-
eltern betreuen Enkel”.

»Meldung der wirtschaftlichen Eigentümer:
Neue Frist 15. August 2018! »

»Privatnutzung von Firmenfahrzeugen durch Gesellschafter-Geschäftsführer »

»„Tagesmutter-Pauschale” für Großvater »

men ist, werden Erstmeldungen bis 15. 
August 2018 als fristgerecht beurteilt.

Sollte der Rechtsträger von der Melde-
pflicht befreit sein, da die erforderlichen 
Daten aus bereits vorhandenen Regi-
stern (z. B. Firmenbuch, Vereinsregister) 
übernommen wurden, empfehlen wir, 
diese Übernahme zu kontrollieren, um 
Probleme im Rahmen von Bank- oder 
Versicherungsgeschäften zu vermeiden. 

Nun ist die seit Jänner 2017 erwartete Verordnung zur Bewertung von PKW-Sachbe-
zügen von wesentlich beteiligten Gesellschafter-Geschäftsführer ergangen. Danach 
gelten ab der Veranlagung 2018 folgende Möglichkeiten:

•  Anwendung Sachbezugswerteverordnung

Nach dieser sind je nach Emissionswert 1,5 % bzw. 2 % der Anschaffungskosten
des ersten Erwerbers als monatlicher Sachbezug anzusetzen. Höchstens jedoch
EUR 720,00 bzw. EUR 960,00 pro Monat.

•  Privatanteil als Bemessungsgrundlage

Anstelle des Sachbezugswertes können als geldwerter Vorteil die auf die private 
Nutzung entfallenden Aufwendungen als Bemessungsgrundlage für die Abgaben 
herangezogen werden. Dazu ist erforderlich, dass die privaten Fahrten beispiels-
weise durch Vorlage eines Fahrtenbuches nachgewiesen werden.

Gibt es keine Aufzeichnungen über die Privatfahrten mittels Fahrtenbuch oder 
sonstiger geeigneter Nachweise, sollte künftig der volle Sachbezugswert laut 
Sachbezugswerteverordnung angesetzt werden, um Probleme bei einer Abgaben- 
prüfung zu vermeiden.

Im Rahmen einer Beschwerdevorent-
scheidung wurde seitens des Finanz-
amtes abweisend begründet, dass die 
70%ige Betriebsausgabenpauschale nur 
dann zu berücksichtigen sei, wenn eine 
Ausbildung nach landesgesetzlichen 
Vorschriften absolviert wurde.

In der Folge wurde seitens der steuer-
lichen Vertretung ein Vorlageantrag 
beim Bundesfinanzgericht eingebracht, 
welches dazu kürzlich festgestellt hat: 
„Die vom VwGH vorgenommene Aus-
legung des Begriffs der „pädagogisch 
qualifizierten Person” ist nicht nur im 
Rahmen der Absetzbarkeit der Auf-
wendungen als außergewöhnliche 
Belastung, sondern analog auch im 
Rahmen der Einkünfte der Betreuungs-
person anzuwenden.” Der VwGH sieht 
als Voraussetzung für eine pädagogisch 

qualifizierte Betreuungsperson ein Min-
destalter von 16 Jahren vor und eine Aus-
bildung/Schulung im Mindestausmaß 
von 16 Stunden bzw. acht Stunden bei 
über 21-Jährigen oder auch abgeschlos-
sene Ausbildungen wie Lehrgänge für 
Tageseltern, Ausbildung zur Kindergar-
tenpädagogin oder ein pädagogisches 
Hochschulstudium an einer Universität.

Der Pensionist hat damit die Vorausset-
zungen erfüllt, die pauschalen Betriebs-
ausgaben in Höhe von 70 % der Einnah-
men waren anzuerkennen.

ECA-Steuertipp:

Fallen in Verbindung mit steuer-
pflichtigen Einnahmen nur geringe 
Ausgaben an, überprüfen Sie, ob die 
Möglichkeit der Absetzung pauschaler 
Betriebsausgaben besteht.

Bitte beachten Sie, dass die Eintra-
gungen im Register aktuell zu halten 
sind. Im Rahmen der Sorgfaltspflicht hat 
der Rechtsträger zumindest jährlich zu 
überprüfen, ob die an das Register ge-
meldeten wirtschaftlichen Eigentümer 
noch aktuell sind bzw. ob Umstände ein-
getreten sind, die zu einem Wegfall der 
Meldebefreiung geführt haben.
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»Vermietung und gewerbliche Beherbergung »
Aus steuerlicher Sicht ist bei der Vermie-
tung von Zimmern oder Appartements 
zwischen Einkünften aus Vermietung 
und Verpachtung und Einkünften aus Ge-
werbebetrieb zu unterscheiden.

Um nachteilige Überraschungen, etwa 
im Rahmen einer Betriebsprüfung, zu 
vermeiden, empfiehlt es sich daher, be-
reits im Vorfeld das Ausmaß der Zimmer-
vermietungs- bzw. Beherbergungstä-
tigkeit genau zu durchleuchten und auf 
steuerliche Auswirkungen zu prüfen. Für 
die Unterscheidung zwischen Einkünf-
ten aus Vermietung und Verpachtung 
und Einkünften aus Gewerbebetrieb 
kommt es darauf an, ob sich die Vermie-
tungstätigkeit auf die bloße Überlassung 
des Bestandgegenstandes beschränkt 
oder ob, in welcher Art und in welchem 
Ausmaß sie darüber hinausgeht.

Einkünfte aus Vermietung
und Verpachtung

Nach Ansicht der Finanzverwaltung sind 
als Einkünfte aus Vermietung und Ver-
pachtung Einkünfte aus dem landläu-
figen Zimmervermieten zu behandeln, 
wenn die Zimmervermietung nur in 
geringem Ausmaß erfolgt und nicht als 
land- und forstwirtschaftliche Nebentä-
tigkeit zu erfassen ist. Das gilt insbeson-
dere bei einer saisonalen Zimmervermie-
tung, die sich auf nicht mehr als zehn 
Fremdenbetten (inkl. Frühstück und 
täglicher Reinigung) erstreckt oder bei 
einem kurzfristigen Vermieten von fünf 
mit Kochgelegenheiten ausgestatteten 
Appartements (ohne tägliche Reinigung 
oder Verabreichung von Frühstück).

Bestimmte Nebenleistungen wie etwa 
das Zurverfügungstellen von Gemein-
schaftsräumen, Waschküche, Sauna 
oder Bad oder die üblicherweise von 
einem Hausbesorger zu verrichtenden 
Tätigkeiten sind für die Einstufung als 
Einkünfte aus Vermietung und Verpach-
tung unschädlich.

Einkünfte aus Gewerbebetrieb

Im Umkehrschluss führt nach Ansicht 
der Finanzverwaltung die Zimmerver-
mietung von mehr als zehn Fremden-

betten oder die kurzfristige Vermietung 
von mehr als fünf Appartements selbst 
dann, wenn keine Nebenleistungen 
angeboten werden, zu Einkünften aus 
Gewerbebetrieb. Ebenso liegen bei be-
stimmten Nebenleistungen, wie etwa 
ein Verpflegungsangebot, das weit über 
Zimmer mit Frühstück hinausgeht, trotz 
Nichtüberschreitens der 10-Betten-
Grenze oder 5-Appartements-Grenze, 
Einkünfte aus Gewerbebetrieb vor.

Unterschiede bei Verlustvortrag 
und Sozialversicherungspflicht

Als Konsequenz der Einordnung der 
Einkünfte können sich darüber hinaus 
insbesondere Unterschiede hinsichtlich 
eines möglichen Verlustvortrages in 
Folgejahren (bei Einkünften aus Vermie-
tung und Verpachtung ist ein Verlustvor-
trag nicht möglich), der relevanten Ab-
schreibungssätze (grundsätzlich 2,5 %  
bei Gewerbebetrieb oder 1,5 % bei Ver-
mietung und Verpachtung) sowie einer 
möglichen Sozialversicherungspflicht 
nach dem GSVG ergeben.

Zudem gibt es Abweichungen bei der 
Einkünfteermittlung:

•  „Doppelte Buchhaltung“ bzw. Ein-
nahmen-Ausgabenrechnung bei einer 
gewerblichen Tätigkeit bzw.

•  Ermittlung des Überschusses der
Einnahmen über die Werbungskosten 
bei Vermietung und Verpachtung.

Welche Unterschiede tatsächlich be-
stehen und welche Vor- bzw. Nachteile 
daraus aus gesamtsteuerlicher Sicht er-
wachsen, ist jedoch stets in Ihrem jewei-
ligen Einzelfall umfassend zu prüfen und 
zu beurteilen. Bei der steueroptimalen 
Gestaltung Ihrer Beherbergungstätigkeit 
unterstützen und beraten wir Sie gerne!

ECA-Steuertipp:

Beachten Sie bei Ihrer Beherbergungs-
tätigkeit die Abgrenzungskriterien 
zwischen Einkünften aus Vermietung 
und Verpachtung bzw. Einkünften aus 
Gewerbebetrieb und die jeweils unter-
schiedlichen steuer- und sozialversi-
cherungsrechtlichen Folgen.

»Betriebliche Firmen-
pension begründet
keine GSVG-Pflicht »
In einem aktuellen Fall beschäftigte sich 
der Verwaltungsgerichtshof (VwGH) mit 
der Frage, inwieweit durch den Bezug 
einer Firmenpension eine Pflichtversiche-
rung in der gewerblichen Sozialversiche-
rung (GSVG) ausgelöst werden kann.

Dabei teilte der VwGH die Ansicht des 
Bundesverwaltungsgerichts nicht und 
kam zum Ergebnis, dass die Firmenpen-
sion dann nicht GSVG-beitragspflichtig 
ist, wenn sie ausschließlich für eine 
Tätigkeit bezogen wird, die nicht mehr 
ausgeübt wird.

Unstrittig war im betroffenen Fall, dass 
Einkünfte aus selbständiger Arbeit in 
einer insgesamt die Versicherungsgren-
ze überschreitenden Höhe vorlagen, die 
sich aus der Firmenpension und der Ver-
gütung für die Aufsichtratstätigkeit zu-
sammensetzten.

Allerdings muss nach Ansicht des VwGH 
hier weiter differenziert werden: Wäh-
rend das Entgelt für die Aufsichtsrat-
stätigkeit bei Überschreiten der Versi-
cherungsgrenze die Pflichtversicherung 
nach dem GSVG begründen würde und 
somit in die GSVG-Beitragsgrundlage 
miteinzuberechnen ist, trifft dies auf die 
Firmenpension nicht zu, wenn sie für 
eine Tätigkeit geleistet wird, die beendet 
ist. Deshalb war jener Teil der im Ein-
kommensteuerbescheid ausgewiesenen 
Einkünfte aus selbständiger Arbeit, der 
die Firmenpension betraf, aus der Bei-
tragsgrundlage auszuscheiden. 

Nicht alle Einkünfte, die in der Einkom-
mensteuererklärung erfasst sind, füh-
ren somit zwangsläufig zur Sozialversi-
cherungspflicht. 

ECA-Steuertipp:

Inwieweit Einkünfte aus einer Firmen-
pension eine Sozialversicherungspflicht 
nach dem GSVG auslösen oder eben 
nicht, ist jeweils im Einzelfall zu prüfen 
und sollte am besten schon vorab ge-
klärt werden. Wir unterstützen Sie
dabei gerne.
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